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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
die beigefügte Pressemitteilung des Philologenverbandes nebst der Resolotionen des
Philologentages 2023 übersende ich zu Ihrer Information.
 
Verteiler:
Mitglieder/Ersatzmitglieder
Vorsitzende KER/StER
an News Interessierte
 
Mit freundlichen Grüßen
Silvia Bartsch
 
 

 
 
 
 
 
Geschäftsstelle
Berliner Allee 19
30175 Hannover
 
Telefon: 0511 / 120 8810
Email: geschaeftsstelle@ler-nds.de
 
www.ler-nds.de

 
Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten beim Nds. Kultusministerium:
Ich weise Sie darauf hin, dass Ihnen gemäß Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) verschiedene Rechte als betroffene Person zustehen. Eine ausführliche Information, welche Rechte
dies im Einzelnen sind und wie Ihre Daten verarbeitet werden, können Sie unter dem Link „Datenschutz im
Nds. Kultusministerium“ abrufen.
Diese E-Mail ist ausschließlich für die/den Adressaten/in bestimmt und kann vertrauliche Informationen
enthalten, die unter den Datenschutz fallen. Sollten Sie nicht zu den zum Empfang der Nachricht berechtigten
Adressaten gehören, dann ist jegliche Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weiterleitung untersagt. Falls
Sie diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, bitte ich Sie um kurze Nachricht. Bitte löschen Sie die E-Mail
anschließend von Ihrem Computer-System.
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Resolution des Philologentages 2023 
Besoldung folgt Tarif – „Wir für euch, weil ihr es wert seid“ 
Amtsangemessene Alimentation endlich umsetzen 
 


Respekt und Wertschätzung zeigen die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber in den TV-L-Tarifverhandlungs-
runden ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitsnehmern gerade nicht. Die Forderungen des dbb und des NBB 
und Tarifunion sind eindeutig und der Philologenverband Niedersachsen steht voll und ganz dahinter: Ein Plus 
von 10,5 Prozent, mindestens aber 500 Euro und für die Auszubildenden und Praktikanten ein Plus von 200 
Euro bei einer Laufzeit von 12 Monaten.  


Insgesamt 4,1 Prozent Gehaltserhöhung in den letzten drei Jahren steht einem Kaufkraftverlust von mehr als 
16 Prozent gegenüber. Wir haben mittlerweile einen Reallohnverlust von fast 12 Prozent zu verkraften. Wer 
behauptet, unsere Forderungen seien überzogen oder nicht finanzierbar, der lebt in einer Parallelwelt. Die 
öffentlichen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber der Kommunen und des Bundes (zuständig für den TVöD) 
haben einen vernünftigen Abschluss hinbekommen. Das darf man auch von der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (zuständig für den TV-L) erwarten. Wer in ernster Lage den öffentlichen Dienst beklatscht, dann aber in 
zwei von drei Verhandlungsrunden kein eigenes Angebot auf den Tisch legt, für den ist Wertschätzung der 
Kolleginnen und Kollegen im öffentlichen Dienst ein Fremdwort. Das Abstandsgebot ist mit der Einführung des 
zum 1.1.2023 eingeführten Bürgergeldes sowie des Mindestlohnes in Höhe von 12 Euro pro Stunde bereits 
außer Kraft gesetzt. Allein schon diese Umstände haben Auswirkungen auf die Besoldungsstruktur. Sowohl bei 
der A13-Zulage als auch bei der Besoldung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst erwarten wir deutliche 
Erhöhungen.    
 
Die Laufzeit des neu auszuhandelnden Tarifvertrages muss am 31.12.2024 enden, damit Verhandlungen von 
Kommune, Land und Bund danach wieder gemeinsam geführt werden können. Das zeitlich versetzte Verwirr-
spiel der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber im öffentlichen Dienst ist in Zeiten des Fachkräftemangel obsolet. 
Bei ständig schlechteren Konditionen als in Kommune und Bund haben die Länder das Nachsehen bei der 
Nachwuchsgewinnung um kluge Köpfe. Es geht um viel mehr als um Respekt und Wertschätzung, es geht um 
das Überleben oder den Zusammenbruch des öffentlichen Dienstes bis 2030.  
 
Besoldung folgt Tarif: TV-L-Tarifergebnisse 1:1 auf Beamtinnen und Beamte und Pensionierte übertragen 
 
Der öffentliche Dienst ist weder das Sparschwein der Nation noch für eine verfehlte Fiskalpolitik der letzten 
Jahrzehnte verantwortlich. Wir machen tagtäglich unseren Job und sind es wert, angemessen bezahlt zu 
werden. Daher fordern wir ohne Wenn-und-Aber eine inhalts- und zeitgleiche Umsetzung des Tarifergebnisses 
auf alle Beamtinnen und Beamten sowie auf alle Versorgungsempfängerinnen und  -empfänger, die bei der 
letzten Gehaltserhöhung nahezu leer ausgegangen waren. Eine eventuell ausverhandelte Inflationsprämie 
muss ohne Abschläge auch auf alle Teilzeitbeschäftigten übertragen werden.   
 
Amtsangemessene Alimentation? - „Endlich machen“! 
 
Außerdem steht die von uns immer wieder angemahnte Wiedereinführung der 2003 erst reduzierten und dann 
2005 abgeschafften angemessenen Sonderzuwendung aus. Das verfassungsgemäße Abstandsgebot muss 
eingehalten und eine Mindestbesoldung für untere Gehaltsstufen eingehalten werden. Die Klage des 
Niedersächsischen Beamtenbundes und Tarifunion (NBB) vor dem Bundesverfassungsgericht wird in Kürze 
entschieden werden. Damit wird endlich Rechtssicherheit geschaffen und das unsägliche „Spiel auf Zeit“ der 
Niedersächsischen Landesregierung beendet. Herr Finanzminister Heere kann unsere berechtigten Forder-







ungen auch ohne die Gerichtsentscheidung einlösen. Damit käme das Land Niedersachsen nach fast 20 Jahren 
endlich seiner Fürsorgepflicht nach. Eine Gegenrechnung des Tarifabschlusses mit der Alimentation ist allein 
aus verfassungsrechtlichen Gründen abzulehnen. 
 


Daher fordert der Philologenverband Niedersachsen, dass  
 


1. die Länder endlich ein gutes Tarifangebot unterbreiten,  
2. dieses 1:1 auf die Beamtenschaft und Versorgungsempfängerinnen und  -empfänger in Niedersachsen 


übertragen wird,  
3. in Niedersachsen endlich wieder verfassungsgemäß alimentiert wird. 


 
 
Goslar, 29. November 2023 








 
 


Resolution des Philologentages 2023 
Eine gesunde Schule für alle – Arbeitskraft erhalten!  
Mehr Lehrkräfte gewinnen! 
 
Schule ist ein Lebensraum. Ein Lebensraum für Schülerinnen und Schüler sowie für Lehrerinnen und Lehrer, an 
dem sie viele Stunden in der Woche verbringen. Für letztere ist Schule zudem Arbeitsplatz. Als solcher sollte 
er Umfeld und Bedingungen bieten, dass die Arbeitskraft der dort Tätigen erhalten bleibt und die 
Voraussetzungen gegeben sind, dass alle bis zum Eintritt in den Ruhestand ihren Beruf ausüben können. Es ist 
erwiesen, dass gute Arbeitsbedingungen sich unmittelbar auf die Leistung im Beruf auswirken. Das deutsche 
Ärzteblatt stellte dies bereits 2015 fest. Dies gilt ohne Abstriche auch für die schulische Leistungsfähigkeit von 
Schülerinnen und Schülern. Von einem gesunden Arbeitsumfeld in der Schule würden diese daher gleich 
doppelt profitieren: Steigerung der eigenen Gesundheit und Leistungsfähigkeit und motivierte, gesunde – und 
daher leistungsfähige – Lehrkräfte!  
  
Es sei eine Vision von Schule erlaubt:  
  


Ich gehe gern in die Schule! Dort habe ich einen tollen Arbeitsplatz – ich fühle mich wohl dort! Die 
Klassen- und Fachräume sind groß und geräumig und sind gut ausgestattet. Alles ist sauber und 
gepflegt. Das Schulgebäude wurde gerade komplett saniert. Alles sieht freundlich, hell und einladend 
aus. Schülerinnen und Schüler sowie meine Kolleginnen und Kollegen fühlen sich wohl hier. Es gibt 
zusätzlich zu den Klassen- und Fachräumen einladende Aufenthaltszonen und Gruppenarbeitsräume 
für das differenzierte Arbeiten mit Schülerinnen und Schülern. Auch die digitale Ausstattung ist 
vorhanden und funktioniert. Sollte einmal etwas nicht funktionieren, ist einer der Schulassistenten, die 
alles pflegen und warten, sofort zur Stelle. Er kümmert sich auch um die Lehrergeräte, die alle 
Lehrkräfte vom Land als Dienstgeräte erhalten haben. Die Klassen haben eine maximale Größe von 20 
Schülerinnen und Schülern, so können alle individuell gefördert und gefordert werden. Für Kinder, die 
DaZ-Angebote benötigen, gibt es genügend Kurse auf unterschiedlichen Lernniveaus. Zusätzliche 
Lehrkräfte wurden dafür eingestellt. Wie jede Schule, haben wir zwei Sozialpädagogen, die uns 
Lehrkräfte unterstützen, wenn es nötig ist. Für uns Lehrkräfte gibt es vielfältige Angebote zur 
Gesundheitsprävention und Maßnahmen zur Entlastung. Unsere Kraft und Zeit können wir so für guten 
Unterricht nutzen!   


  
So sieht eine Schule aus, die sich Lehrerinnen und Lehrer wünschen! Die meisten der hier benannten Kriterien 
für einen gesunden Arbeitsplatz stellen eine Selbstverständlichkeit dar. In vielen Unternehmen sind sie bereits 
seit langem Standard. Auch in der Schule muss ein solches Umfeld geschaffen werden, denn nur so werden 
Lehrkräfte gesund bis zum Ruhestand ihren Beruf ausüben können und auch motiviert bis zur Pensionierung 
in der Schule bleiben. Nur so kann die Attraktivität des Lehrerberufs verbessert werden. Nur so können junge 
Menschen für diesen Beruf gewonnen werden.  
  
Die Arbeitsbelastung von Lehrkräften ist derzeit immens hoch, und ihre Arbeit hat sich in den letzten Jahren 
noch verdichtet. Immer mehr Aufgaben müssen zusätzlich übernommen werden – dem gegenüber stehen 
immer weniger Entlastungen. Notwendige Ressourcen wie Anrechnungsstunden werden vom Land nicht 
gewährt. Dies trägt nicht zu einer zufriedenstellenden und gesundheitserhaltenden Ausübung des Berufs bei.  
Es ist daher dringend notwendig, sowohl die psychische als auch die physische Lehrergesundheit in den Blick 
zu nehmen. Entscheidend ist auch die Wertschätzung der Arbeit der Lehrkräfte, um sie in diesem Beruf und in 
diesem Bundesland zu halten sowie sie für diesen Beruf in diesem Land zu gewinnen. Schon jetzt steht das 
Land Niedersachsen bezüglich der Arbeitskräfte in Konkurrenz mit anderen Unternehmen und Betrieben, die 







vieles von dem oben Genannten bereits bieten. Dies muss das Land erkennen und die Attraktivität des 
Lehrerberufes auch durch einen gesunden Arbeitsplatz in der Schule verbessern.  
 


Der Philologenverband stellt daher folgende Forderungen: 
 
Sächliche Ausstattung 
 


• Jede Schule muss über eine angemessene Anzahl großer und sinnvoll ausgestatteter Klassen- und 
Fachräume verfügen.  


• Das Schulgebäude muss den aktuellen Sicherheits- und Gesundheitsstandards genügen, dazu gehört 
insbesondere die Berücksichtigung von Lärmschutzmaßnahmen.  


• Zusätzlich zu Klassen- und Fachräumen sind Gruppenarbeitsräume und Aufenthaltsbereiche für das 
differenzierte Arbeiten von und mit Schülerinnen und Schülern vorzuhalten.   


• In allen Schulen muss eine funktionale und funktionierende digitale Ausstattung in allen Klassen- und 
Fachräumen verfügbar sein. Neben einem Breitband-Anschluss und verfügbarem WLAN gehören dazu 
auch Smartboards und genügend Steckdosen für die digitalen Endgeräte der Lernenden. Alle Lehrkräfte 
erhalten vom Land Dienstgeräte, die auf dem aktuellen Stand der Technik gehalten werden.  


• Für das an Schulen tätige Personal müssen Ruheräume zur Verfügung stehen. Eine ausreichende Anzahl 
Dienstfahrräder (auch E-bikes) muss vorgehalten und es muss Umkleiden und Duschen geben.  


• Lehrkräfte können kostenlos an Präventions- und Sportkursen teilnehmen.  
 
Personelle Ausstattung 
 


• Zusatzaufgaben müssen mit Anrechnungsstunden vergütet werden. Für den zeitlichen Mehraufwand 
bei Klassenfahrten bekommen Lehrkräfte einen finanziellen Aufschlag und die Auslagen ohne hohen 
bürokratischen Aufwand komplett erstattet. Lehrkräfte in Teilzeit erhalten eine Aufstockung auf volle 
Bezüge für diesen Zeitraum.  


• Ältere Lehrkräfte erhalten eine Altersermäßigung: ab 55 Jahren eine Stunde, ab 60 Jahren zwei 
Stunden, ab 63 Jahren drei Stunden, ab 65 Jahren vier Stunden.  


• Verwaltungsaufgaben müssen reduziert oder wenn möglich von Verwaltungspersonal übernommen 
werden, damit Lehrkräfte mehr Zeit für ihr Kerngeschäft haben.  


• Jede Schule benötigt vor Ort IT-Beauftragte, die für die Wartung digitaler Endgeräte zuständig sind. 
Der oder die IT-Beauftragte ist weder Lehrkraft noch Schulassistent, sondern speziell für den Einsatz in 
Schulen ausgebildet.  


• Für eine individuelle Förderung ist die Klassengröße idealerweise auf 20 Schülerinnen und Schülern zu 
beschränken.  


• Es ist dafür Sorge zu tragen, dass ausreichend DaZ-Angebote mit Kursen auf unterschiedlichen 
Lernniveaus vorgehalten werden.   


• In jeder Schule wird die per Erlass festgelegte Anzahl an ausgebildeten Beratungslehrkräften erfüllt. Es 
werden genügend Plätze in den entsprechenden Weiterbildungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt. 


• Jede Schule bekommt je 400 Schüler einen Sozialpädagogen und einen Coach für Mental Health.  


• Für den täglichen Vertretungsunterricht und die anfallenden Aufsichten muss es zusätzliche Lehrkräfte 
oder Angestellte geben, die dies übernehmen.  


 
 
Goslar, 29. November 2023 








 
 


Resolution des Philologentages 2023 
Einheitsschule, Einheitslehrer, Leistungsabsenkung –  
das Gleiche für alle ist nicht das Beste für jeden! 
 
Die derzeitige rot-grüne Landesregierung versucht offenkundig, unter dem Deckmantel des Kampfes gegen 
Lehrermangel und Unterrichtsausfall bildungs- und schulpolitische Tatsachen zu schaffen: Die 
Stufenlehrerausbildung soll kommen, deren Ziel die einheitlich ausgebildete Lehrkraft ist, die an allen 
Schulformen unterrichten kann - getreu dem Motto „Einer für alles, alles für einen“. Fächerzusammenlegungen 
in den naturwissenschaftlichen und gesellschaftswissenschaftlichen Fächern nach dem Vorbild der IGS sollen 
auch an den Gymnasien ermöglicht werden. Und natürlich könnten Oberschulen sich bei Bedarf zu Integrierten 
Gesamtschulen ‚weiterentwickeln‘, gerne auch mit gymnasialer Oberstufe. Fragwürdiges Ziel von rot-grün ist 
der Einsatz an allen Dienststellen– die mehrfache Dauer-Abordnung wird zum Regelfall mit der Folge, dass 
Lehrkräfte kaum mehr verlässlich und kontinuierlich ansprechbar sein können für die ihnen Anvertrauten. 
Zusätzlich wird billigend in Kauf genommen, dass alle diese Maßnahmen vor allem eines zur Folge haben 
werden: eine weitere Nivellierung von schulischen Anforderungen und Leistungen nach unten!  
 
Der Philologenverband Niedersachsen sieht diese Maßnahmen der Vereinheitlichung und Niveauabsenkung 
als falsch und für alle niedersächsischen Schülerinnen und Schüler als fatal an, denn es bringt sie um Bildungs- 
und damit Lebenschancen. Das Gleiche für alle ist nicht das Beste für jeden! 
 
Da die Köpfe unserer Kinder und Jugendlichen der einzige „Bodenschatz“ des Landes Niedersachsen sind, lehnt 
der Philologenverband Niedersachsen eine Schul- und Bildungspolitik ab, die sich dem Primat der 
Vereinheitlichung von Struktur, Lehre und Inhalten unterwirft. Um echte Bildungsgerechtigkeit zu schaffen, 
verstanden als das Streben, der Heterogenität und Vielfalt von Kindern und Jugendlichen durch 
Unterschiedlichkeit und Vielfalt der Schulen und Schullaufbahnen gerecht zu werden, bedarf es eines 
differenzierten Bildungssystems, in dem das Gymnasium mit seinen kennzeichnenden Ansprüchen und seinem 
spezifischen Niveau bewahrt bleibt. Die wissenschaftlichen Leistungsuntersuchungen von IQB und PISA zeigen, 
dass diejenigen Bundesländer. die sich daran orientieren, mit Abstand kontinuierlich die besten Ergebnisse 
erzielen 
 
Um eine vertiefte Allgemein- und Persönlichkeitsbildung und wissenschaftspropädeutisches Arbeiten zu 
garantieren, sind hier, wie an allen anderen Schulformen, entsprechend den jeweiligen Zielen schulform-
spezifische Curricula unabdingbar. Zumal ein Einheitscurriculum eklatant dem Schulgesetz widerspräche, das 
in den Paragrafen 9 bis 14 den Schulformen des allgemeinbildenden Schulwesens verschiedene Ziele zuweist. 
 
Diese differenzierten Curricula ermöglichen es den Jugendlichen, auch im Sinne der Durchlässigkeit im 
Schulsystem, auf einem für sie individuell angemessenen Leistungs- und Anforderungsniveau zu arbeiten, was 
zu einer höheren Motivation und besseren Lernergebnissen führt. Umgekehrt wären niedersächsische 
Schülerinnen und Schüler spätestens in der Abiturprüfung und nachfolgend bei der Vergabe von 
Studienplätzen gegenüber ihren Altersgenossen aus anderen Bundesländern im Nachteil, weil diese bereits in 
der Sekundarstufe I auf gymnasialem Niveau unterrichtet worden sind, während jene nach einheitlichen 
Curricula beschult würden.  
 
Das Gymnasium und insbesondere seine schulformspezifischen Ziele erfordern akademisch ausgebildete 
Fachlehrkräfte, deren fachlich vertiefte Expertise inhaltlichen Anspruch und Kontinuität gewährleistet, so dass 
das in der Sekundarstufe II (und der Abiturprüfung) erforderliche Vorwissen in der Sekundarstufe I auch 
adäquat vermittelt wird. Denn Fachlehrkräfte sind Spezialisten, die den Überblick über die Inhalte und 







Anforderungen ihres Faches im gesamten gymnasialen Bildungsgang haben und ihren Unterricht 
dementsprechend anlegen. Nur so können die Jugendlichen optimal aufs Abitur, das Hochschulstudium, aber 
auch die duale Berufsausbildung vorbereitet werden. Demgegenüber haben sich Stufenlehrkräfte primär auf 
das Unterrichten einer bestimmten Altersgruppe in allen möglichen Schulformen spezialisiert, wodurch die 
Schülerinnen und Schüler nicht von der schulformspezifischen Expertise und Kontinuität profitieren können. 
 


Daher fordert der Philologenverband Niedersachsen: 


 


• die Beibehaltung des differenzierten Schulsystems mit jeweils schulformspezifischen Zielen, An-
forderungen und Niveaus, 


• die Beendigung der Erarbeitung schulformübergreifender Kerncurricula, 


• das Bekenntnis zum Gymnasium und seine Stärkung als eigener Schulform mit fachspezifischen 
Kerncurricula, 


• die Beibehaltung einer fachwissenschaftlich hochqualifizierten und auf die spezifischen Fähigkeiten 
und Bildungsziele des Gymnasiums ausgerichtete fachdidaktische und fachmethodische Lehrkräfte-
ausbildung. 


 
 
Goslar, 29. November 2023 
 








 
 


Resolution des Philologentages 2023 
Künstliche Intelligenz in der Schule 
 
Künstliche Intelligenz in Form von ChatBots (textbasierten Dialogsystemen) finden seit etwa einem Jahr 
zunehmend stärkere Verbreitung in unserer Lebens- und Arbeitswelt. Innerhalb des Bildungssystems sind 
Fragen nach Sinn und Zweck, Nutzen und Notwendigkeit des Einsatzes von künstlicher Intelligenz in der Schule 
zu beantworten. Lehr- und Lernprozesse werden umgestaltet werden müssen. 


 
Für die Schulen ergeben sich drei Problemfelder: 
 


1. Wann wird endlich ein klarer und verlässlicher Rahmen für den Einsatz und die Nutzung von KI im 
Unterricht geschaffen? 


2. Wie geht die Schule damit um, dass Schülerinnen und Schüler zunehmend eigeninitiativ mit KI arbeiten? 
(Schummel-Möglichkeiten bei Hausaufgaben, Facharbeiten oder Erarbeitungen im Unterricht sowie 
bei Prüfungen) 


3. Und für unsere Arbeit als Lehrkräfte stellen sich zwei Fragen:  
a) Wie kann KI unterrichtlich sinnvoll eingesetzt werden? (Medienkompetenz, kritischer Umgang mit 


KI, sinnvolle Hilfe bei Korrekturen von Texten, Übersetzungen mit DeepL, usw). Einige 
Schulbuchverlage bieten bereits KI-basierte Software für Lehrwerke an (z.B. Klett studylife). 


b) Wie kann KI effektiv für die Unterrichtsvorbereitungen und das Erstellen von Klausuren u.a.  
genutzt werden? 


 
Wie bei allen technischen Fortschritten ergeben sich Chancen und Risiken. So bietet KI schon jetzt große 
Möglichkeiten für individualisiertes Lernen und neue Lernformate. Es muss aber auch berücksichtigt werden, 
dass Kinder aus bildungsfernen Schichten größere Unterstützung (finanziell, Anleitung) erfahren müssen, damit 
die Kluft zu den Schülerinnen und Schülern aus bildungsnahen Schichten nicht noch größer wird.  
 
Es ergeben sich angesichts der rasanten Weiterentwicklung dringende Fragen an die Lehrkräfte und die 
Schulen und damit an erster Stelle an das Kultusministerium. Leider sehen sich die niedersächsischen 
Lehrkräfte bisher mit den auftretenden Herausforderungen ein weiteres Mal weitestgehend allein gelassen. 
Anders als in vielen anderen Bundesländern gibt es in Niedersachsen keine Handreichungen.  
 
In unserem Bundesland gab es lediglich Hinweise unter www.bildungsportal-niedersachsen.de (Stand Oktober 
2023). Unter dem Titel „Sprachmodelle gestützt durch künstliche Intelligenz – Was machen ChatBots mit und 
in unseren Schulen?“ findet man ca. 3 Seiten, auf denen beschrieben wird, dass: 
 


- eine personalisierte Nutzung des Dienstes ChatGPT in Schulen nicht erlaubt ist (Nutzer-Account, 
privates mobiles Endgerät); 


- die Benutzung von ChatGPT erst Kindern ab 13 Jahren mit der Einwilligung der Eltern erlaubt ist und 
- ein eigener Account ab 18 Jahren zulässig ist; 
- Schulen keine Möglichkeit haben, einen (rechtskonformen) Vertrag zur Auftragsdatenverarbeitung zu 


schließen. 
Auch das NLQ weist auf diese Punkte hin und bietet als Lösung an, dass Lehrkräfte einen privaten 
Account in eigener Verantwortung erstellen können. „Eine unterrichtliche Nutzung ist durchaus 
vorstellbar, wenn die Lehrkraft eigene Eingabeaufforderungen (sog. Prompts) oder solche von 
Schülerinnen und Schülern dort selbst eingibt.“ 


 
Aus diesen Ausführungen ergeben sich jedoch mehr Fragen und Zweifel als Lösungsmöglichkeiten. 







 
Nun sind kürzlich im Nichtamtlichen Teil des Schulverwaltungsblattes 11/2023 mehrere Artikel zum Thema des 
Monats: „Künstliche Intelligenz – Möglichkeiten und Grenzen von Chatbots im Kontext Schulen“ erschienen. 
Diese wollen „Orientierung geben“. Dabei werden die bisher allseits bekannten Fakten zu Einsatzmöglichkeiten 
angeführt und mit Beispielen von drei Lehrkräften veranschaulicht. Die auftretenden Probleme z.B. mit dem 
Datenschutz und der Prüfungskultur werden zwar benannt, es werden aber keine Lösungen für einen 
rechtskonformen Umgang mit KI im Unterricht aufgezeigt. Im Gegenteil wird sogar ausdrücklich darauf 
verwiesen, dass die datenschutzrechtlichen Probleme "zurzeit noch nicht abschließend bewertet werden" 
können. Ein Einsatz in der Schule mit privaten Endgeräten der Schülerinnen und Schüler wird nicht empfohlen 
(s.o.). Damit können die in den Artikeln angeführten Beispiele nur über einen Privataccount der Lehrkräfte 
angewendet werden. Lösungen zur Prüfungsproblematik in Bezug auf (unerlaubten) KI-Einsatz lassen die 
Artikel ebenfalls weitestgehend vermissen. Stattdessen wird ausschließlich auf die Möglichkeit der Gestattung 
eines (erlaubten) Einsatzes von KI in diesem Zusammenhang hingewiesen. Die genannten rechtlichen 
Probleme bleiben dabei jedoch völlig außer Acht. Zuletzt gibt es dann zumindest einen Hinweis auf die 
Handreichungen aus Nordrhein-Westfalen. 


  
Wir Lehrkräfte sehen die Chancen und die Notwendigkeit, den Transformationsprozess zu gestalten, die neuen 
digitalen Möglichkeiten im Unterricht einzusetzen, und möchten die KI-basierten Dienste auch im Sinne einer 
erweiterten Medienkompetenz in der Schule anwenden.  


 


Der Philologentag fordert das Niedersächsische Kultusministerium auf: 
 


• umgehend Handreichungen zum Thema KI in der Schule herauszugeben, damit ein rechtskonformer 
Einsatz in den Schulen möglich wird und die drängenden datenschutzrechtlichen Probleme geklärt 
werden. Absolut dringender Handlungsbedarf besteht bei Facharbeiten und Präsentationsprüfungen;  


• Accounts für Schulen zur Verfügung zu stellen (z.B. über fobizz), die über das Land finanziert werden; 


• Dienstzugänge zu schaffen, damit sich nicht jede Lehrkraft auf eigene Verantwortung bei KI-Diensten 
anmelden muss; 


• die Kerncurricula zeitnah unter Beibehaltung des wissenschaftspropädeutischen Ansatzes anzupassen 
(Inhalte, Aufgabenstellungen), wobei das Erlernen eines ethischen und kritischen Umgangs mit KI 
berücksichtigt werden muss; 


• über einen sofortigen Digitalpakt 2.0 einerseits für Bildungsgerechtigkeit sowohl regional als auch für 
die unterschiedliche Klientel der Schülerinnen und Schüler, anderseits für echte Dienstgeräte für 
Lehrkräfte zu sorgen;  


• ein Finanzierungskonzept zusammen mit den Schulträgern zur Versorgung der Schülerinnen und 
Schüler mit digitalen Endgeräten als datenschutzkonforme Alternative zu dem aktuell praktizierten 
BYOD (Bring your own device) zu installieren; 


• einen Support der IT-Administration an jeder Schule sicherzustellen; 


• die Lehrkräfteausbildung im Vorbereitungsdienst auf 21 Monate auszudehnen, damit die digitalen 
Aspekte des Unterrichts umfangreich erlernt und geübt werden können. 


 
 
 
Goslar, 29. November 2023 
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Philologentag 2023 – Mit Entlastung und Wertschätzung gesunde Schule gestalten  
 


Gesunde Schule, Künstliche Intelligenz und Besoldung:  


 
PHVN fordert Landesregierung zum Handeln auf 
 
 
In mehr als 200 aus den Schulen vorgelegten Anträgen mit bildungs- und berufspolitischen 
Kernforderungen haben die über 300 Delegierten des Philologentages 2023 aus den niedersächsischen 
Gymnasien, Gesamtschulen, Oberschulen und Studienseminaren am 29. und 30. November in Goslar 
ihre Forderungen an die Politik bekräftigt, endlich den vielen Arbeitsgruppen und 
Absichtsbekundungen Handlungen folgen zu lassen. 
 
Verbandsvorsitzender, Dr. Christoph Rabbow, stellte in seiner Rede fest: „In den letzten Jahrzehnten 
ist bildungspolitisch zu wenig geschehen, um substanziell etwas zu verändern. Bis heute gibt es keine 
echten Konzepte, die das Kernproblem Lehrkräftemangel beseitigen. Man kommt sich vor wie in einem 
Achtsamkeitsseminar: Jedes Bundesland sucht nach seinem eigenen heilsamen Weg. Sei es eine 
Werbung in den Lehrberuf für Seiteneinsteiger am Stuttgarter Flughafen, die Rückholaktion 
pensionierter Lehrkräfte in Schleswig-Holstein, dem Abwerben von Lehrkräften durch finanzstarke 
Bundesländer wie Bayern, der Einstellung von Bachelorabsolventen als Bildungsamtmänner und -
frauen in Brandenburg, eine zusätzlich verordnete Stunde Mehrarbeit in Sachsen-Anhalt, Kürzungen 
in der Stundentafel oder dem geplanten Zusammenlegen von Unterrichtsfächern in Niedersachsen. 
Das ist alles mehr gewollt als gekonnt. Es ist weder gut gemacht noch gut gedacht, weil es das 
Kernproblem, gut qualifizierte Lehrkräfte zu gewinnen und langjährig im Beruf zu halten, völlig 
verfehlt.“ 
 
Die Schwerpunkte der Beratungen bildeten vier Resolutionen, die die aktuellsten Themen und 
drängendsten Probleme an den Schulen abbilden. „Wir haben Beschlüsse zu den wichtigen Themen 
Gesunde Schule für alle, Künstliche Intelligenz, Besoldung sowie Einheitsschule, Einheitslehrer, 
Leistungsabsenkung, gefasst. Wir erwarten von unserer Kultusministerin, dass sie diese Konzepte nicht 
nur mit in Gesprächskreise mitnimmt, sondern diese auch endlich umsetzt und so deutliche 
Verbesserungen für Schulen, Lehrkräfte und Lernende schafft“, so Rabbow. 
 
Entlastung und Wertschätzung seien die Voraussetzungen für eine gesunde Schule. An die Adresse der 
Ministerin richtete Rabbow den Appell: „Die Anerkennung unserer Arbeit durch Ihre Briefe, Frau 
Ministerin Hamburg, ist nett gemeint und wir nehmen Ihnen die Ernsthaftigkeit ab, allerdings kann 
man sich am Ende des Monats nichts davon kaufen. Wertschätzung kommt von Wert und da erwarten 
wir ganz konkrete Vorschläge. Außerdem muss es möglich sein, die von uns erwarteten Aufgaben auch 
leisten zu können und es dürfen nicht ständig neue Aufgaben von immer weniger Schultern getragen 
werden. Lehrergesundheit ist Bildungsgerechtigkeit.“ 
 



http://www.phvn.de/

mailto:phvn@phvn.de
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Kultusministerin Julia Willie Hamburg betonte in ihrem Grußwort an den Philologentag, dass die 
inhaltlichen Impulse des Philologenverbandes im Ministerium immer Gehör fänden und bot erneut an, 
die dicken Bretter der Bildungspolitik gemeinsam zu bohren. 
 
Die inhaltlichen Diskussionen und Appelle machten deutlich, dass insbesondere die Bestrebungen der 
Landesregierung die Schulstruktur langfristig zu verändern auf klare Ablehnung stoßen. 
Der Philologenverband sieht die Köpfe der Kinder und Jugendlichen als die Ressourcen des Landes 
Niedersachsen und lehnt eine Schul- und Bildungspolitik ab, die sich dem Primat der Vereinheitlichung 
von Struktur, Lehre und Inhalten unterwirft. Um Bildungsgerechtigkeit zu schaffen, bedarf es eines 
differenzierten Bildungssystems, in dem das Gymnasium mit seinen kennzeichnenden Ansprüchen und 
seinem spezifischen Niveau bewahrt bleibt. Nur so kann man der Heterogenität und Vielfalt von 
Kindern und Jugendlichen gerecht werden. 
 
Als Impulsgeber von außen begeisterten Dr. Alexander Jatzko, Chefarzt am Klinikum Stillachhaus 
Oberstdorf, mit einem Vortrag zu Thema ,Digitale Welt - Analoges Gehirn: Auswirkungen auf die Schule 
und Gesellschaft. Was können wir tun?‘ sowie Andrej Priboschek vom Onlineportal News4teachers 
zum Thema ,Nur Stress und Frust? Wie die Bildungspolitik für ein gesünderes Schulsystem sorgen 
könnte‘, die Delegierten.  
 
„Das System Schule steht unter erheblichem Druck und muss heute mehr denn je enormen 
Belastungen standhalten. Zu hoher Druck auf ein System ist ungesund. Wir haben auf diesem 
Vertretertag Lösungen gesucht und gefunden. Die politisch Verantwortlichen sind am Zug, es ist Zeit 
zum Handeln. Die niedersächsische Landesregierung und besonders Frau Hamburg sollten unsere 
Konzepte und Vorschläge direkt umsetzen, um Niedersachsens Schulen wieder zukunftsfähig zu 
machen“, so Rabbow abschließend.  
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